
Anlage 1  Synopse der bisherigen und der vorgeschlagenen Fassung 

§ bisherige Fassung vorgeschlagenen Neufassung 

§ 2 Nr. 2 die Entscheidung über Ehrungen, 
insbesondere die Verleihung und die 
Aberkennung des Ehrenbürgerrechts (Art. 
16 GO),  
 

die Entscheidung über Ehrungen, 
insbesondere die Verleihung und die 
Aberkennung der Ehrenbürgerwürde 
(Art. 16 GO),  
 

§ 2 Nr. 19 die Entscheidung über Einstellung, 
Höhergruppierung (nicht nur 
vorübergehende Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, 
Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, 
Beschäftigung mittels Personalgestellung 
und Entlassung der Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen ab Entgeltgruppe 9 
des TVöD oder ab einem entsprechenden 
Entgelt, soweit diese Befugnisse nicht auf 
einen Ausschuss übertragen sind, 
 

die Entscheidung über Einstellung, 
Höhergruppierung (nicht nur 
vorübergehende Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit), Abordnung, 
Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, 
Beschäftigung mittels 
Personalgestellung und Entlassung der 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ab 
Entgeltgruppe 9a des TVöD oder ab 
einem entsprechenden Entgelt, soweit 
diese Befugnisse nicht auf einen 
Ausschuss übertragen sind, 
 

§ 12 Abs. 2 
Nr. 4 a) 

die Abgabe der Erklärung der Stadt nach 
Art. 58 Abs. 2 Nr. 5 bzw. die Mitteilung 
nach Art. 58 Abs. 3 Satz 4 BayBO 

die Abgabe der Erklärung der Stadt nach 
Art. 58 Abs. 1 Nr. 5 bzw. die Mitteilung 
nach Art. 58 Abs. 3 Satz 6 BayBO 

§ 12 Abs. 4 Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 7 
und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 
Satz 1 GO fallen, werden sie hiermit dem 
ersten Bürgermeister gemäß Art. 37 Abs. 2 
GO zur selbstständigen Erledigung 
übertragen. 
 

Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 und 

Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz 1 

GO fallen, werden sie hiermit dem ersten 

Bürgermeister gemäß Art. 37 Abs. 2 GO 

zur selbstständigen Erledigung 

übertragen. 

 

§ 19a Abs. 
4  

1Bei den zugeschalteten 

Stadtratsmitgliedern erfolgt die 

Abstimmung durch Betätigung eines 

Handzeichensymbols oder mündlich nach 

Aufruf durch den Vorsitzenden oder die 

Vorsitzende. 2Eine Teilnahme an Wahlen 

ist nicht möglich (Art. 47a Abs. 1 Satz 6 

GO).  

 

1Bei den zugeschalteten 

Stadtratsmitgliedern erfolgt die 

Abstimmung entweder über ein 

Abstimmungstool, das Betätigen eines 

Handzeichensymbols, durch 

Handaufheben oder mündlich nach 

Aufruf durch den Vorsitzenden oder die 

Vorsitzende. 2Eine Teilnahme an Wahlen 

ist nicht möglich (Art. 47a Abs. 1 Satz 6 

GO).  

 

§ 22 Abs.  
1 

1Der erste Bürgermeister beruft die 
Stadtratssitzungen ein, wenn die 
Geschäftslage es erfordert oder wenn ein 
Viertel der Stadtratsmitglieder es schriftlich 
oder elektronisch unter Bezeichnung des 
Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 
Abs. 2 Sätze 2 und 3 GO). 2Nach Beginn 
der Wahlzeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 
Satz 3 GO beruft er die Stadtratssitzung so 
rechtzeitig ein, dass die Sitzung 
spätestens am 14. Tag nach Beginn der 
Wahlzeit oder nach Eingang des 
Verlangens bei ihm stattfinden kann (Art. 
46 Abs. 2 Satz 4 GO). 
 

1Der erste Bürgermeister oder die erste 
Bürgermeisterin beruft die 
Stadtratssitzungen ein, wenn die 
Geschäftslage es erfordert oder wenn ein 
Viertel der Stadtratsmitglieder es 
schriftlich oder elektronisch unter 
Bezeichnung des 
Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 
46 Abs. 2 Sätze 1 und 2 GO). 2Nach 
Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 
46 Abs. 2 Satz 2 GO beruft er oder sie 
die Stadtratssitzung so rechtzeitig ein, 
dass die Sitzung spätestens vier Wochen 
nach Beginn der Wahlzeit (Art. 46 Abs. 2 
Satz 1 GO) oder spätestens am 14. Tag 
nach Eingang des Verlangens bei ihm 
oder ihr stattfinden kann (Art. 46 Abs. 2 
Satz 3 GO). 
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§ 29 Abs. 5 1Beschlüsse werden in offener 
Abstimmung durch Handaufheben oder 
auf Beschluss des Stadtrats durch 
namentliche Abstimmung mit einfacher 
Mehrheit der Abstimmenden gefasst, 
soweit nicht im Gesetz eine besondere 
Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird 
dadurch ein ausnahmsweise negativ 
formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet 
dies nicht die Beschlussfassung über das 
Gegenteil. 3Kein Mitglied des Stadtrats darf 
sich der Stimme enthalten (Art. 48 Abs. 1 
Satz 2 GO). 
 

1Beschlüsse werden in offener 
Abstimmung entweder durch Betätigung 
eines Abstimmungstools, durch 
Handaufheben oder auf Beschluss des 
Stadtrats durch namentliche 
Abstimmung mit einfacher Mehrheit der 
Abstimmenden gefasst, soweit nicht im 
Gesetz eine besondere Mehrheit 
vorgeschrieben ist. 2Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag 
abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird 
dadurch ein ausnahmsweise negativ 
formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet 
dies nicht die Beschlussfassung über das 
Gegenteil. 3Kein Mitglied des Stadtrats 
darf sich der Stimme enthalten (Art. 48 
Abs. 1 Satz 2 GO). 
 

§ 34 Abs. 1 
und 2 

(1) In die Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen können alle Gemeindebürger 
und Gemeindebürgerinnen Einsicht 
nehmen; dasselbe gilt für auswärts 
wohnende Personen hinsichtlich ihres 
Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen 
Niederlassungen im Gemeindegebiet (Art. 
54 Abs. 3 Satz 2 GO). 
 
 
 
 
(2) 1Stadtratsmitglieder können jederzeit 
die Niederschriften über öffentliche und 
nichtöffentliche Sitzungen einsehen und 
sich Abschriften der in öffentlicher Sitzung 
gefassten Beschlüsse erteilen lassen (Art. 
54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von 
Beschlüssen, die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst wurden, können sie 
verlangen, wenn die Gründe für die 
Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 
Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO).  
 

(1) 1In die Niederschriften über 
öffentliche Sitzungen können alle 
Gemeindebürger und 
Gemeindebürgerinnen Einsicht nehmen 
und sich gegen Kostenerstattung Kopien 
erteilen lassen. 2Dasselbe gilt für 
auswärts wohnende Personen 
hinsichtlich ihres Grundbesitzes oder 
ihrer gewerblichen Niederlassungen im 
Gemeindegebiet (Art. 54 Abs. 3 Sätze 2 
bis 4 GO). 
 
(2) 1Stadtratsmitglieder können jederzeit 
die Niederschriften über öffentliche und 
nichtöffentliche Sitzungen einsehen und 
sich Kopien der Niederschriften der 
öffentlichen Sitzungen erteilen lassen 
(Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften 
von Beschlüssen, die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst wurden, können sie 
verlangen, wenn die Gründe für die 
Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 
Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO).  
 

§ 36 (1) 1Satzungen und Verordnungen werden 
dadurch amtlich bekannt gemacht, dass 
sie in der Verwaltung der Stadt zur 
Einsichtnahme niedergelegt werden und 
die Niederlegung durch Anschlag an der 
Gemeindetafel bekanntgegeben wird. 2Der 
Anschlag wird an der Gemeindetafel erst 
angebracht, wenn die Satzung oder 
Verordnung in der Verwaltung 
niedergelegt ist. 3Er wird frühestens nach 
14 Tagen wieder abgenommen. 4Es wird 
schriftlich festgehalten, wann der Anschlag 
angebracht und wann er wieder 
abgenommen wurde; dieser Vermerk wird 
zu den Akten genommen. 
 
 
 
 

(1) 1Satzungen und Verordnungen 
werden dadurch amtlich bekannt 
gemacht, dass sie in der Verwaltung der 
Stadt zur Einsichtnahme niedergelegt 
werden und die Niederlegung digital über 
das Internet unter 
www.lauf.de/Bekanntmachungen  
bekanntgegeben wird. 2Die Bekanntgabe 
auf dieser Internetseite erfolgt erst, wenn 
die Satzung oder Verordnung in der 
Verwaltung niedergelegt ist. 3Sie wird 
frühestens nach 14 Tagen wieder 
gelöscht.  4Es wird schriftlich oder 
elektronisch festgehalten, wann die 
digitale Bekanntgabe auf der 
Internetseite öffentlich verfügbar war und 
wann sie wieder gelöscht wurde; dieser 
Vermerk wird zu den Akten genommen. 
 

http://www.lauf.de/Bekanntmachungen
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(2) Wird eine Satzung oder Verordnung 
ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf 
eine andere in Art. 26 Abs. 2 GO 
bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, 
so wird hierauf durch Anschlag an der 
Gemeindetafel hingewiesen. 
 
 
(3) Die Stadt unterhält eine Gemeindetafel 
im Eingangsbereich des Rathauses, 
Urlasstraße 22. 
 

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung 
ausnahmsweise aus wichtigem Grund 
auf eine andere in Art. 26 Abs. 2 GO 
bezeichnete Art amtlich bekannt 
gemacht, so wird hierauf über das 
Internet unter der öffentlich zugänglichen 
Internetseite nach Absatz 1 Satz 1 
hingewiesen. 

 

 


